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RUNDSCHREIBEN INTERNE ORGANISATION 

1 EINLEITUNG 

Die Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung gemäß dem 

Fin nzm rkt-Geldwäschegesetz (FM-GwG) sehen z hlreiche org nis torische Vorkehrungen vor, 

welche unter  nderem die Einrichtung eines besonderen Be uftr gten gemäß § 23 Abs. 3 FM-

GWG (in der Folge „Geldwäschereibe uftr gter“ – GWB) sowie die Implementierung und 

Umsetzung von (gruppenweiten) Str tegien und Verf hren gemäß § 23 und § 24 FM-GwG 

umf ssen. 

Dieses Rundschreiben soll den Verpflichteten n ch dem FM-GwG – in der Folge kurz 

„Verpflichtete“ –  ls Anleitung zur Sch ffung org nis torischer R hmenbedingungen zur 

Einh ltung der Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung 

sowie zur Anwendung (gruppenweiter) Str tegien, Verf hren und Kontrollen dienen und ersetzt 

d s „Rundschreiben zum Geldwäschereibe uftr gten zur Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung“, St nd: 24.04.2012. 

Dieses Rundschreiben stellt keine Verordnung d r. Es soll  ls Orientierungshilfe dienen und gibt 

die Rechts uff ssung der FMA wieder. Über die gesetzlichen Bestimmungen hin usgehende 

Rechte und Pflichten können  us Rundschreiben nicht  bgeleitet werden. 

Verpflichtete sind 

- Kreditinstitute gemäß § 1 Abs. 1 BWG und CRR-Kreditinstitute gemäß § 9 BWG, die Tätigkeiten 

im Inl nd über eine Zweigstelle erbringen; 

- Fin nzinstitute gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis 6 BWG; 

- Versicherungsunternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 1 VAG 2016 und kleine 

Versicherungsunternehmen gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 VAG 2016 jeweils im R hmen des Betriebes 

der Lebensversicherung (Zweige 19 bis 22 gemäß Anl ge A zum VAG 2016); 

- Wertp pierfirmen gemäß § 3 Abs. 1 WAG 2018 und Wertp pierdienstleistungsunternehmen 

gemäß § 4 Abs. 1 WAG 2018; 

- AIFM gemäß § 1 Abs. 5 und § 4 Abs. 1 AIFMG und Nicht-EU-AIFM gemäß § 39 Abs. 3 AIFMG; 

- E-Geldinstitute gemäß § 3 Abs. 2 E-Geldgesetz 2010; 

- Z hlungsinstitute gemäß § 10 Z DiG 2018; 

- die Post hinsichtlich ihres Geldverkehrs; 

- Fin nzinstitute gemäß Art. 3 Z 2 lit.   bis d der Richtlinie (EU) 2015/849 mit Sitz in einem 

 nderen Mitgliedst  t mit dem über im Inl nd gelegene Zweigstellen bzw. 

Zweigniederl ssungen  usgeübten Geschäftsbetrieb sowie im Inl nd gelegene Zweigstellen 

bzw. Zweigniederl ssungen von solchen Fin nzinstituten, die in Drittländern zugel ssen sind; 
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- Abb ueinheiten gemäß § 84 Abs. 2 B SAG sowie § 3 Abs. 4 GSA; 

- Abb ugesellsch ften gemäß § 162 Abs. 1 B SAG iVm § 84 Abs. 2 B SAG. 

Ein Fin nzinstitut gemäß § 1 Abs. 2 Z 1 bis Z 6 BWG ist, wer kein Kreditinstitut iSd § 1 Abs. 1 BWG 

ist und berechtigt ist, eine oder mehrere der in § 1 Abs. 2 BWG  ufgezählten Tätigkeiten 

gewerbsmäßig durchzuführen, sofern er diese  ls H upttätigkeit betreibt. Die für die Qu lifik tion 

 ls Fin nzinstitut begriffsbestimmende H upttätigkeit ist  ufgrund des sich im konkreten Einzelf ll 

ergebenden Ges mtbildes, d.h. unter Berücksichtigung sämtlicher relev nter qu ntit tiver und 

qu lit tiver F ktoren und Kriterien im Sinne eines beweglichen Systems zu ermitteln. Jedenf lls ist 

von einer H upttätigkeit  uszugehen, wenn diese Tätigkeit 50 % der Unternehmensleistung 

 usm cht.1 D rüber hin us ist d s Vorliegen einer H upttätigkeit nicht nur  nh nd des bloßen 

Beitr gs zur Unternehmensleistung –  lso eines rein qu ntit tiven Merkm ls – zu beurteilen. 

Vielmehr ist  ufgrund des Ges mtbildes im Einzelf ll  nh nd qu lit tiver Merkm le zu beurteilen, 

ob es sich bei einer Tätigkeit eines Unternehmens um eine H upttätigkeit h ndelt oder ob diese 

Tätigkeit „wegen ihres engen Zus mmenh nges mit der H upttätigkeit und wegen ihrer 

untergeordneten Bedeutung gegenüber dieser H upttätigkeit n ch der Verkehrs uff ssung in 

dieser gleichs m  ufgeht “.2 . D bei sind im Sinne eines beweglichen Systems z.B. Geschäftspl n und 

-str tegie, Ressourceneins tz, Ertr g, Akquisition undM rketing etc. her nzuziehen. 3Es ist d r uf 

 bzustellen, ob eine bestimmte Tätigkeit „ihrer N tur n ch selbständigen Ch r kter  ufweist oder 

 ber rein  kzessorisch zu  nderen […] Tätigkeiten des Unternehmens ist“.4 Zu be chten ist in 

diesem Zus mmenh ng, d ss dem Begriff der H upttätigkeit ein gewerberechtlich geprägtes 

Verständnis zugrunde liegt und ein Unternehmen nicht nur eine H upttätigkeit h ben k nn.5 

Für die Erbringung von Schließf chverw ltungsdiensten gemäß § 1 Abs. 2 Z 6 BWG ist ein 

Mitverschluss durch d s Unternehmen keine zwingende Vor ussetzung, sol nge bestimmte 

Sicherungspflichten – d zu zählt insbesondere eine Zug ngskontrolle – eingeh lten werden.6 

Bei  llen personenbezogenen Bezeichnungen gilt die gewählte Formulierung für beide 

Geschlechter. 

1 VwGH 10.11.2017, Ro 2017/02/0023 mwN. 
2 BVwG 02.08.2017, W230 2150836-1 mwN; VwGH 24.10.2018, Ro2017/02/0025. 
3 D bei können u. .  uch der Außen uftritt, der Firmenn me oder die  uf der Homep ge des Unternehmens beworbenen 

Tätigkeit für die Beurteilung her ngezogen werden. Außerdem ist zu berücksichtigen, ob für die Ausübung der betroffenen 

Tätigkeit „andere Gegenstände, andere Vermögenswerte, eine andere Organisation und Maßnahmen notwendig sind“ (BVwG 

02.08.2017, W230 2150836-1). 
4 BVwG 02.08.2017, W230 2150836-1 mwN. 
5 IdS  uch BVwG 02.08.2017, W230 2150836-1. 
6 VwGH 10.11.2017, Ro 2017/02/0023. 
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2 GELDWÄSCHEREIBEAUFTRAGTER 

2.1 Gesetzliche Grundl gen 

Die gesetzliche Bestimmung des § 23 Abs. 3 FM-GwG verl ngt die Einrichtung eines besonderen 

Be uftr gten („GWB“) zur Sicherstellung der Einh ltung der Bestimmungen des FM-GwG. Die 

Funktion des GWB ist so einzurichten, d ss dieser lediglich dem Leitungsorg n gegenüber 

ver ntwortlich ist und diesem direkt zu berichten h t. 

Dem GWB ist freier Zug ng zu sämtlichen Inform tionen, D ten, Aufzeichnungen und Systemen, 

die in irgendeinem möglichen Zus mmenh ng mit Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung 

stehen könnten, zu ermöglichen. Zudem sind ihm  usreichende Befugnisse zur Durchsetzung der 

Einh ltung der Bestimmungen des FM-GwG einzuräumen. Des Weiteren h ben die Verpflichteten 

sicherzustellen, d ss der GWB jederzeit über  usreichende Berufsqu lifik tion, Kenntnisse und 

Erf hrungen verfügt (f chliche Qu lifik tion) sowie zuverlässig und integer ist (persönliche 

Zuverlässigkeit). 

2.2 Org nis torische Anforderungen 

Die Funktion des GWB ist so einzurichten, d ss dieser lediglich dem Leitungsorg n gegenüber 

ver ntwortlich ist und diesem direkt – ohne Zwischenebenen – zu berichten h t. Unter 

Leitungsorg n sind in diesem Zus mmenh ng sämtliche Mitglieder des Leitungsorg ns (z.B.  lle 

Mitglieder des Vorst ndes einer Aktiengesellsch ft) zu verstehen. 

Des Weiteren h ben die Verpflichteten mittels entsprechender org nis torischer Vorkehrungen 

sicherzustellen, d ss die Aufg ben des GWB jederzeit vor Ort erfüllt werden können. Um die 

ständige Einh ltung der Sorgf ltspflichten sicherstellen zu können, ist zumindest eine 

Abwesenheitsvertretung des GWB („GWB-Stellvertreter“) einzurichten. D durch soll 

gewährleistet werden, d ss insbesondere bei Abwesenheit des GWB dessen Aufg ben 

übernommen und  usgeführt werden. Der GWB-Stellvertreter h t ebenso wie der GWB über 

 usreichende f chliche Kenntnisse und Qu lifik tionen zu verfügen. 

In jenen Fällen, in denen der GWB  uch  ndere Aufg ben bzw. Funktionen w hrnimmt (z.B. der 

GWB ist Mit rbeiter der Rechts bteilung und org nis torisch einer  nderen Einheit unterstellt) 

sowie in jenen Fällen, in denen die Funktion des GWB und/oder einzelne Tätigkeiten der 

Geldwäscheprävention  usgel gert werden, ist sicherzustellen, d ss der GWB nur dem 

Leitungsorg n gegenüber ver ntwortlich und berichtspflichtig ist. Im F lle einer Ausl gerung ist im 

 usl gernden Unternehmen ständig ein kompetenter Ansprechp rtner für den GWB, der sog. 

„f chkundige Mit rbeiter“, zu positionieren. 
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2.2.1 Aufg ben des GWB 

Die Aufg be des GWB ist es, die Einh ltung der Sorgf ltspflichten gemäß FM-GwG, Verordnung 

(EU) 2015/847 („Geldtr nsfer-VO“) sowie der von der Kommission gemäß der Richtlinie (EU) 

2015/849 („4. Geldwäsche-RL“) zu erl ssenden technischen Regulierungsst nd rds („RTS“) 

sicherzustellen. 

D s Aufg bengebiet des GWB  ls zentr le Ansprechperson in Fr gen der Prävention von 

Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung umf sst u. . folgende Tätigkeiten: 

- die Erstellung einer Risiko n lyse für den Verpflichteten gemäß § 4 FM-GwG; 

- die Einführung und Weiterentwicklung von  ngemessenen und geeigneten Str tegien, 

Kontrollen und Verf hren sowie (IT-)Systemen einschließlich der Prüfung und Überw chung 

deren l ufender Anwendung zur Gewährleistung der Einh ltung der Sorgf ltspflichten zur 

Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung; 

- Einführung und Weiterentwicklung von gruppenweiten Str tegien und Verf hren 

einschließlich der Überprüfung deren l ufender Anwendung; 

- die Erstellung und Weiterentwicklung von internen Regelwerken (H ndbücher, 

Dienst nweisungen etc.) zum Them  Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung; 

- die Überprüfung, ob die beim Verpflichteten gesetzten M ßn hmen und implementierten 

Prozesse zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung geeignet sind, um 

d mit den gesetzlichen Bestimmungen zu entsprechen (die Überprüfung k nn z.B. durch 

l ufende Kontrollen bzw. d s Ziehen von Stichproben erfolgen) und gegebenenf lls Anp ssung 

der jeweiligen M ßn hmen und Prozesse; 

- die Definition und Implementierung eines M ßn hmenk t loges für den Anwendungsbereich 

der verstärkten Sorgf ltspflichten; 

- die Sicherstellung der verstärkten Überw chung von Geschäftsbeziehungen, welche 

verstärkten Sorgf ltspflichten unterliegen (z.B. höhere Risikoeinstufung, PEP etc.); 

- die Überprüfung und Freig be bzw. Ablehnung von neu zu begründenden 

Geschäftsbeziehungen, welche  ls erhöhtes Risiko eingestuft wurden bzw. bei denen vom 

Kundenbetreuer eine Überprüfung  ngefordert wurde; 

- d s Stoppen und die Freig be von Tr ns ktionen; 

- die Be rbeitung von Auffälligkeiten im Zuge der kontinuierlichen Überw chung der 

Geschäftsbeziehungen, z.B. Durchführen von Recherchen und N chforschungen, um 

Auffälligkeiten  ufzuklären; 

- die Ver nl ssung, d ss in den Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen des Verpflichteten in 

 nderen Mitgliedst  ten d s jeweils n tion le Recht sowie in Zweigstellen bzw. 

Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in Drittländern jedenf lls die Anforderungen 

des FM-GwG  ngew ndt werden; 
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- die Entwicklung, Org nis tion bzw.  nl ssbezogene oder l ufende Durchführung von 

Schulungen; 

- die Erst ttung von Verd chtsmeldungen gemäß § 16 FM-GwG bzw. die Durchführung von 

Anfr gen zur Freig be einer Tr ns ktion gemäß § 17 Abs. 3 FM-GwG; 

- die Einrichtung und Fortentwicklung von Systemen, die es dem Unternehmen ermöglichen, 

 uf Anfr gen der Geldwäschemeldestelle oder der FMA vollständig und r sch Auskunft zu 

geben; 

- tourliche und  d hoc Berichterst ttung  n d s Leitungsorg n; 

- die Erst ttung von Meldungen gemäß Art. 8 Abs. 2 Geldtr nsfer-VO  n die für die Bekämpfung 

der Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung zuständige Behörde. 

Die hierfür zu setzenden H ndlungenwerden entweder durch den GWB selbst vorgenommen oder 

durch ihn ver nl sst und die Durchführung  nschließend von ihm überprüft. 

2.2.2 Kompetenzen des GWB 

Der GWB ist mit den zur Aufg benerfüllung erforderlichen Kompetenzen  uszust tten. Dies sind 

u. .: 

- freier Zug ng zu sämtlichen Inform tionen, D ten, Aufzeichnungen und Systemen, die in 

einem möglichen Zus mmenh ng mit Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung stehen 

oder der Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung dienen, insbesondere 

zur Durchführung von Überprüfungsh ndlungen; 

- jederzeitige Kont ktmöglichkeit zum Leitungsorg n; 

- die Möglichkeit, Tr ns ktionen zu stoppen bzw. freizugeben oder die Möglichkeit, Konten zu 

sperren bzw. der rtige M ßn hmen  nzuordnen; 

- die Möglichkeit, die Ablehnung der Begründung von Geschäftsbeziehungen bzw. die 

Beendigung bestehender Geschäftsbeziehungen n ch M ßg be der rechtlichen Vorg ben 

 nzuordnen oder zu empfehlen; 

- umf ssende Weisungsrechte gegenüber den Mit rbeitern im übertr genen Aufg benbereich; 

- Entscheidung d rüber, ob eine Verd chtsmeldung bzw. eine Meldung gemäß Geldtr nsfer-VO 

 n die zuständigen Behörden erst ttet wird. 

Die org nis torische Eingliederung der Funktion, die wesentlichen Aufg ben sowie die 

Kompetenzen des GWB sind schriftlich festzuh lten, z.B. in einer Stellen- bzw. 

Funktionsbeschreibung. 

Die verw ltungsstr frechtliche Ver ntwortlichkeit verbleibt trotz Übertr gung von Aufg ben bzw. 

Kompetenzen  n den GWB grundsätzlich bei den n ch  ußen vertretungsbefugten Personen. 

Stand:19.03.2019 SEITE 8 
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2.2.3 F chliche Qu lifik tion und persönliche Zuverlässigkeit des GWB 

Gemäß § 23 Abs. 3 letzter S tz FM-GwG h ben die Verpflichteten sicherzustellen, d ss der GWB 

jederzeit über  usreichende Berufsqu lifik tion, Kenntnisse und Erf hrungen verfügt (f chliche 

Qu lifik tion) sowie zuverlässig und integer ist (persönliche Zuverlässigkeit). Die Beurteilung der 

f chlichen Qu lifik tion h t jedenf lls unter  ngemessener Berücksichtigung der Art, des Umf ngs 

und der Komplexität der Geschäfte des Verpflichteten sowie der Zuständigkeiten der betreffenden 

Funktion zu erfolgen. 

Im Hinblick  uf die kontinuierliche Gewährleistung der Einh ltung der Sorgf ltspflichten zur 

Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung gilt die Sicherstellung der f chlichen 

Qu lifik tion und persönlichen Zuverlässigkeit des GWB im gleichen Sinne  uch für den GWB-

Stellvertreter. 

Inh ber von Schlüsselfunktionen sind Mitglieder des Person ls, die  ufgrund ihrer Position 

erheblichen Einfluss  uf die Ausrichtung des Verpflichteten h ben,  ber nicht Mitglied des 

Leitungsorg ns sind. Ebenso  uch Leiter wichtiger Geschäftsfelder oder H uptver ntwortliche 

wichtiger Kontrollfunktionen sowie Personen, die einen wesentlichen Einfluss  uf die 

Geschäftstätigkeit besitzen. In diesem Sinne ist der GWB eines Verpflichteten  ls Inh ber einer 

Schlüsselfunktion im Sinne des FM-GwG  nzusehen7 und finden die br nchenspezifischen 

„Fit & Proper-Vorschriften“  usschließlich  uf den GWB Anwendung.8 

Die Überprüfung der f chlichen Qu lifik tion und persönlichen Zuverlässigkeit des GWB h t im 

R hmen der unternehmensinternen „Fit & Proper-Beurteilung“ im Zuge der Bestellung der Person 

zu erfolgen und sind die Überprüfung und d s Ergebnis zu dokumentieren. Die Art und der Umf ng 

der internen „Fit & Proper-Beurteilung" k nn vom Verpflichteten selbst festgelegt werden, h t sich 

jedoch n ch dem Grunds tz der Proportion lität zu bemessen, sod ss Art, Umf ng und 

Komplexität der Geschäfte sowie die Risikostruktur des Verpflichteten  usreichend 

Berücksichtigung finden. 

Überdies h t die FMA die Möglichkeit, jederzeit die f chliche Qu lifik tion und die persönliche 

Zuverlässigkeit des GWB zu überprüfen. 

Kriterien für die f chliche Qu lifik tion sind u. .: 

- Einschlägige mehrjährige Berufserf hrung; 

- Aus- und Fortbildung im Bereich der Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung; 

- Kenntnisse über  ktuelle Entwicklungen im Bereich der Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung. 

7 Nicht umf sst ist d von der Begriff der Schlüsselfunktionen n ch dem VAG 2016. 
8 Vgl. bspw. für Kreditinstitute d s FMA-Rundschreiben zur Eignungsprüfung von Geschäftsleitern, Aufsichtsr tsmitgliedern 

und Inh bern von Schlüsselfunktionen, St nd August 2018. 
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Kriterien für die persönliche Zuverlässigkeit sind u. .: 

- Einw ndfreier Leumund (N chweis durch Str fregister uszug); 

- Zuverlässigkeit in Bezug  uf die Verbundenheit mit rechtlichen Werten. 

Gemäß § 73 Abs. 1b Z 3 BWG9 h ben Kreditinstitute von erheblicher Bedeutung gemäß § 5 Abs. 4 

BWG der FMA unverzüglich (binnen 2 Wochen) die Bestellung des GWB unter Ang be der 

Vor ussetzungen gemäß § 23 Abs. 3 letzter S tz FM-GwG sowie jede Änderung in seiner Person 

und jede Änderung der Vor ussetzungen gemäß § 23 Abs. 3 letzter S tz FM-GwG bei bestehenden 

GWB schriftlich  nzuzeigen. Der Anzeige sind Unterl gen zur f chlichen Qu lifik tion und 

persönlichen Zuverlässigkeit beizulegen, insbesondere:10 

- die Bestätigung der internen Fit & Proper-Überprüfung, 

- Lebensl uf, 

- Schulungsn chweise bzw. gepl nte Schulungen, 

- Str fregister uszug, 

-  ktuelles Org nigr mm. 

Bei Kreditinstituten unterh lb der in § 5 Abs. 4 BWG gen nnten Signifik nzgrenze sowie bei  llen 

sonstigen Verpflichteten h t eine solche Anzeige nur  uf Aufforderung der FMA zu erfolgen. 

Für die Anzeige des GWB sowie für die Übermittlung der Unterl gen stellt die FMA  uf der 

Incoming-Pl ttform ein eigenes Meldeformul r unter der Einbringungs usw hl § 73 Abs. 1b Z 3 

BWG zur Verfügung. 

9 BGBl. I Nr. 36/2018. 
10 Joint ESMA  nd EBA “Guidelines on the  ssessment of the suit bility of members of them n gement body  nd key function 

holders”, EBA/GL/2017/12. Die Leitlinie ersetzt die Leitlinie vom 22.11.2012 (EBA/GL/2012/06), die mit Wirkung vom 30. Juni 

2018  ufgehoben wurde. 
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RUNDSCHREIBEN INTERNE ORGANISATION 

2.2.4 Vereinb rkeit von Funktionen und Tätigkeiten 

In der Pr xis stellt sich häufig die Fr ge n ch der Vereinb rkeit von Funktionen sowie von 

Tätigkeiten, welche mit der Funktion des GWB und GWB-Stellvertreters einhergehen. Zur 

Sicherstellung der Un bhängigkeit des GWB sollte die W hrnehmung seiner Aufg ben im Bereich 

der Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung grundsätzlich in einem 

un bhängigen, von  nderen Tätigkeitsfeldern getrennten, R hmen erfolgen. Wesentliche 

Vor ussetzung für die Vereinb rkeit von Funktionen und Tätigkeiten ist jedenf lls, d ss durch die 

W hrnehmung einer  llfälligen Doppelfunktion die Un bhängigkeit des GWB nicht beeinträchtigt 

wird und  usreichende Ressourcen zur einw ndfreien Erfüllung der Aufg ben zur Verfügung 

stehen. 

Bei jeder (zulässigen) Funktionszus mmenlegung sind vom Verpflichteten entsprechende 

org nis torische Vor ussetzungen zu sch ffen. Die Funktionszus mmenlegung sowie die 

M ßn hmen zur Vermeidung von  llfällig bestehenden Interessenskonflikten und Einh ltung des 

Selbstprüfungsverbotes sowie eine In nspruchn hme des Proportion litätsgrunds tzes sind vom 

Verpflichteten zu dokumentieren. 

Für den GWB-Stellvertreter können unter Be chtung des Proportion litätsgrunds tzes im 

Einzelf ll entsprechende Erleichterungen zulässig sein. Ebenf lls sind hier Interessenskonflikte 

zwischen den verschiedenen Aufg benbereichen der betreffenden Person so weit wie möglich zu 

vermeiden. 

2.2.4.1 Vereinb rkeit GWB mit der Compli nce Funktion 

Die p r llele W hrnehmung der Compli nce-Funktion11 durch den GWB ist grundsätzlich zulässig, 

wenn dem GWB  usreichende Ressourcen zur einw ndfreien und un bhängigen Erfüllung der 

Aufg ben zur Verfügung stehen. Die Beurteilung der Zulässigkeit der p r llelenW hrnehmung der 

Compli nce-Funktionmit  nderen Funktionen h t jedenf lls unter Berücksichtigung der jeweiligen 

Aufsichtsgesetze zu erfolgen. So sind z.B. bei p r lleler W hrnehmung der Funktion des 

Compli nce-Be uftr gten gemäß WAG 2018 und der Funktion des GWB die gesetzlichen 

Anforderungen des WAG 2018 zu be chten.12 

2.2.4.2 Vereinb rkeit GWB und Mit rbeiter der internen Revision 

Im Hinblick d r uf, d ss die interne Revision  uch die ordnungsgemäße Erfüllung  ller 

Sorgf ltspflichten in Bezug  uf die Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung zu 

überprüfen h t, ist  ufgrund des Selbstprüfungsverbotes eine Funktionszus mmenlegung 

grundsätzlich zu vermeiden. 

Um dem Selbstprüfungsverbot zu entsprechen, sind bei Funktionszus mmenlegung 

entsprechende org nis torische Vorkehrungen zu sch ffen. So ist bei p r llelerW hrnehmung der 

Funktion des GWB und der Funktion des internen Revisors infolge des Selbstprüfungsverbotes 

11 Compli nce-Funktion gemäß § 39 Abs. 6 Z 2 und Z 3 BWG und gemäß § 29 WAG 2018. 
12 Rundschreiben der FMA betreffend die org nis torischen Anforderungen des Wertp pier ufsichtsgesetzes 2018 und der 

DelVO (EU) 2017/565 („Org nis tionsrundschreiben WAG 2018“), September 2018. 
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RUNDSCHREIBEN INTERNE ORGANISATION 

vorzusehen, d ss die Aufg ben des GWB von einem entsprechend f chlich geschulten Mit rbeiter 

des Verpflichteten oder von einem externen Dritten (z.B. Wirtsch ftsprüfer, Revisionsverb nd)13 

überprüft werden. D bei ist jedenf lls sicherzustellen, d ss die Aufg ben der 

Geldwäscheprävention nicht vom Leiter der internen Revision w hrgenommen werden. 

35 Bei der Beurteilung, ob  ufgrund der Größe des Unternehmens eine Zus mmenlegung von 

Funktionen oder Tätigkeiten möglich ist, können vom Verpflichteten  ls Orientierung 

beispielsweise die Größen ng ben des § 42 Abs. 6 BWG her ngezogen werden. Dies ersetzt 

jedenf lls nicht die Prüfung im Einzelf ll, ob trotz Unterschreiten dieser Werte eine 

Unvereinb rkeit vorliegt. 

2.2.4.3 Vereinb rkeit GWB mit Tätigkeiten in der Rechts bteilung 

Bei der Vereinb rkeit der Aufg ben des GWB und der Tätigkeiten in der Rechts bteilung ist vor 

 llem  uf  llfällige Interessenkonflikte Bed cht zu nehmen. Mögliche Interessenskonflikte können 

sich d bei  ufgrund etw iger divergierender geschäftspolitischer Interessen beider 

Tätigkeitsbereiche ergeben. Eine mögliche Vereinb rkeit beider Aufg benbereiche ist seitens des 

Verpflichteten  uch unter Berücksichtigung des Proportion litätsgrunds tzes (Größe des 

Unternehmens, Geschäftstätigkeit etc.) zu beurteilen. 

2.2.4.4 Vereinb rkeit mit Tätigkeiten im Bereich M rkt 

Die Vereinb rkeit der Aufg ben des GWB mit Tätigkeiten im Bereich M rkt birgt  ufgrund 

divergierender Interessen (z.B. Zielvorg ben für den Vertrieb vs. kritische Betr chtung von 

Neugeschäft), welche beiden Tätigkeitsbereichen zugrunde liegen, ein wesentliches Potenti l  uf 

Interessenskonflikte und wird d her seitens der FMA grundsätzlich  ls nicht zulässig qu lifiziert. 

2.2.4.5 Vereinb rkeit mit Funktion  ls Geschäftsleiter 

Die Ausübung der Funktion des GWB durch einen Geschäftsleiter ist insofern nur in 

Ausn hmefällen zulässig,  ls d s Gesetz grundsätzlich vorsieht, d ss die Funktion des GWB so 

einzurichten ist, d ss dieser dem Leitungsorg n gegenüber ver ntwortlich ist und dem 

Leitungsorg n direkt – ohne Zwischenebenen – zu berichten h t. DerWortl ut impliziert einerseits 

ein Hier rchieverhältnis („dem Leitungsorg n gegenüber ver ntwortlich“),  ndererseits wird 

durch die Formulierung „dem Leitungsorg n direkt (…) zu berichten h t“ vor usgesetzt, d ss diese 

Berichtspflicht eine von der Geschäftsleitung unterschiedliche Person trifft. Des Weiteren wird es 

dem Geschäftsleiter  ufgrund des großen Ver ntwortungsbereiches im Regelf ll  n den 

erforderlichen zeitlichen Ressourcen zur vollumfänglichen Erfüllung der mit der GWB-Funktion 

verbundenen Aufg ben fehlen. 

Dem Ged nken der Proportion lität Rechnung tr gend k nn bei Kleinstunternehmen (Richtwert: 

sechs vollzeitäquiv lente Mit rbeiter)  usn hmsweise eine Ausübung der Funktion des GWB 

durch einen Geschäftsleiter erfolgen, wenn die Aufteilung der Funktionen  ufgrund des extrem 

limitierten Person lst ndes ressourcenmäßig schwierig ist. Bei der Ausübung der Funktion des 

13 Bei der Betr uung eines Wirtsch ftsprüfers oder Revisionsverb ndes mit der internen Revision ist  uf d s 

Selbstprüfungsverbot Bed cht zu nehmen: d.h. jener Revisor, der mit der internen Revision bei einem Verpflichteten 

betr ut ist, k nn nicht zugleich  ls Abschlussprüfer bei einem Verpflichteten fungieren. 
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GWB durch einen Geschäftsleiter ist durch den Verpflichteten in jedem F ll sicherzustellen, d ss 

der Geschäftsleiter t tsächlich zeitlich d zu in der L ge ist, die mit der Funktion des GWB 

verbundenen Pflichten (soweit diese nicht  usgel gert wurden) in vollem Umf ng zu erfüllen. 

Zudem sind eventuell  uftretende Interessenskonflikte  us der Ausübung  nderer Funktionen bzw. 

Tätigkeiten zu berücksichtigen. 
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3 AUSLAGERUNG 

3.1 Gesetzliche Grundl gen 

Im R hmen der Ausl gerung besteht dieMöglichkeit,  lle oder einzelne Aufg ben zur Erfüllung der 

Sorgf ltspflichten sowie die Funktion des GWB  uszul gern. D bei können Verpflichtete gemäß 

§ 15 FM-GwG Ausl gerungsdienstleister oder Vertreter her nziehen.14 D bei h ndelt es sich um 

keine Mit rbeiter des Verpflichteten, sie stehen mit diesem jedoch in einer vertr glichen 

Beziehung.15 Aufgrund dieser vertr glichen Beziehung sind Ausl gerungsdienstleister und 

Vertreter  ls Teil des Verpflichteten  nzusehen. D her erw chsen diesen die Pflichten zur 

Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung  uch nur  ufgrund eines schriftlichen 

Ausl gerungs- oder Vertretungsvertr ges. Sie werden d durch nicht  uch selbst Verpflichtete iSd 

FM-GwG. Wesentlich ist d bei, d ss die Ver ntwortung für die Einh ltung der Sorgf ltspflichten 

weiterhin beim Verpflichteten verbleibt.16 

Die FMA k nn im R hmen der Auskunfts- und Vorl gepflichten von den Verpflichteten jederzeit 

entsprechende Auskünfte und die Vorl ge von entsprechenden Unterl gen verl ngen. D bei h t 

die FMA die Möglichkeit festzulegen,  uf welche Art und Weise die Unterl gen vorzulegen sind.17 

Verpflichtete h ben d her bei der Einbindung von Ausl gerungsdienstleistern und Vertretern 

sicherzustellen, d ss die für die Erfüllung der ( usgel gerten) Sorgf ltspflichten notwendigen 

Inform tionen und die d bei verwendeten Unterl gen jederzeit vorh nden sind. D r us ergibt sich 

 ber keine Pflicht, die Unterl gen oder die Kopien der Unterl gen jedenf lls in den Räumlichkeiten 

des Verpflichteten  ufzubew hren. Sie müssen jedoch der FMA  uf Aufforderung unverzüglich zur 

Verfügung gestellt werden können. 

D Ausl gerungsdienstleister und Vertreter  ls Teil des Verpflichteten  nzusehen sind, ist – ebenso 

wie bei Mit rbeitern – durch geeignete M ßn hmen sicherzustellen, d ss diese mit den 

Sorgf ltspflichten vertr ut sind. Dies beinh ltet insbesondere den regelmäßigen Besuch von 

Schulungen. 

D rüber hin us ist eine kl re Aufteilung der Rechte und Pflichten zwischen dem Verpflichteten und 

dem Ausl gerungsdienstleister in Form einer schriftlichen Vereinb rung (z.B. „Service Level 

Agreement“) vorzunehmen und h t zumindest folgende Punkte zu enth lten: 

- gen ue Definition der  uszul gernden Aufg ben bzw. Funktionen; 

- Festlegung und Abgrenzung der Zuständigkeiten inkl. Definition der Schnittstellen; 

- Feststellung der jeweiligen Kompetenzen, Rechte, Pflichten sowie Anordnungsbefugnisse. 

14 Zur Ausführung durch Dritte gemäß § 13 FM-GwG siehe FMA-Rundschreiben zu den Sorgf ltspflichten zur Prävention von 

Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung, St nd 18.12.2018. 
15 Es h ndelt sich d her um Erfüllungsgehilfen iSd § 1313  ABGB, d  diese mit Willen des Verpflichteten im R hmen der ihm 

obliegenden Verpflichtungen tätig werden. 
16 ErlRV 1335 BlgNR 25. GP 11. 
17 § 29 Abs. 1 FM-GwG. 
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RUNDSCHREIBEN INTERNE ORGANISATION 

Die Fr ge der Zulässigkeit und Grenzen einer Ausl gerung  n sich ist n ch den jeweiligen für die 

Verpflichteten geltenden Aufsichtsgesetzen zu beurteilen18 . Die Ver ntwortung für die Einh ltung 

der Bestimmungen des FM-GwG verbleibt trotz Ausl gerung immer beim Verpflichteten.19 Ebenso 

ist jedenf lls sicherzustellen, d ss durch die Ausl gerung u. . die Qu lität der internen Kontrolle 

des Verpflichteten sowie die Be ufsichtigung durch die FMA nicht beeinträchtigt werden. 

Sowohl die Aufg ben zur Erfüllung der Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung  ls  uch die Funktion des GWB gelten  ls „wesentliche b nkbetriebliche 

Aufg ben“ iSd § 25 BWG, „betriebliche Aufg ben, die […] wesentlich sind“ iSd § 34 

WAG 201820,„wichtige betriebliche Aufg ben“ iSd § 21 Z DiG 2018, Aufg ben iSd § 18 AIFMG und 

iSd § 28 InvFG 2011, betriebliche Aufg ben iSd § 15 E-Geldgesetz 2010 iVm § 21 Z DiG 2018 bzw. 

Funktionen iSd § 5 Z 37 VAG 2016. Somit ist sowohl die Ausl gerung sämtlicher Aufg ben zur 

Erfüllung der Sorgf ltspflichten21  ls  uch die Ausl gerung der Funktion des GWB der FMA unter 

Berücksichtigung der betreffenden Vorg ben in den einzelnen Aufsichtsgesetzen schriftlich 

 nzuzeigen bzw. iSd § 34 WAG 2018 sowie § 272 VAG 2016  uf Verl ngen der FMA zur Verfügung 

zu stellen. 

Für die Anzeige der Ausl gerung der Funktion des GWB und sämtlicher Aufg ben zur Erfüllung der 

Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung stellt die FMA 

 uf der Incoming Pl ttform ein eigenes Meldeformul r unter der Einbringungs usw hl § 15 

FM-GwG zur Verfügung. 

3.2 Ausl gerung der Funktion des GWB und seiner Aufg ben 

Bei Ausl gerung der Funktion des GWB gelten die Kriterien des § 23 Abs. 3 letzter S tz FM-GwG 

und h t der Verpflichtete sicherzustellen, d ss der GWB jederzeit über  usreichende f chliche 

Qu lifik tion und persönliche Zuverlässigkeit verfügt (vgl. RZ 24f). 

Unter Berücksichtigung der beim Verpflichteten verbleibenden Ver ntwortung zur Einh ltung der 

Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung h t der 

Verpflichtete bei Ausl gerung der Funktion des GWB sowie seiner Aufg ben ein Mindestm ß  n 

verbleibender m terieller Zuständigkeit sicherzustellen sowie einen f chkundigen Mit rbeiter 

beim Verpflichteten vorzusehen, um eine unmittelb re Re ktionsmöglichkeit vor Ort zu 

gewährleisten. Der f chkundige Mit rbeiter  ls wichtiger Ansprechp rtner nimmt eine 

wesentliche Position zwischen dem Verpflichteten und dem Dienstleister ein und ist d her mit 

bestimmten Mindest ufg ben und -kompetenzen  uszust tten: 

- Funktion  ls unternehmensinterner Ansprechp rtner beim Verpflichteten sowie externer 

Ansprechp rtner für den GWB bzw. die Behörden; 

- Möglichkeit zur Durchführung von Kontrolltätigkeiten; 

18 ErlRV 1335 BlgNR 25. GP 11. 
19 ErlRV 1335 BlgNR 25. GP 11. 
20 § 34 WAG 2018 iVm Art. 30-32 Del VO 2017/565. 
21 Die Ausl gerung nur einzelner Aufg ben zur Erfüllung der Sorgf ltspflichten ist nicht  nzuzeigen. 
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- freier Zug ng zu sämtlichen Inform tionen, D ten, Aufzeichnungen und Systemen, die in 

irgendeinem möglichen Zus mmenh ng mit Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung 

stehen könnten; insbesondere, um Überprüfungsh ndlungen durchführen zu können 

einschließlich der Kompetenz zur Einsicht in  lle Verträge und Tr ns ktionen; 

- Möglichkeit zur Durchführung von Tr ns ktionsstopps und Kontosperren; 

- Einbindung bei der Erstellung von Dienst nweisungen, Richtlinien und  llgemeinen 

Dokumenten, sowie K librierung von Computersystemen zur Sicherstellung der Eignung für 

d s einzelne Unternehmen; 

- Einbindung in die Erst ttung von Verd chtsmeldungen. 

Der f chkundige Mit rbeiter ist mit  usreichenden Ressourcen und Befugnissen zur W hrnehmung 

dieser Mindest ufg ben und -kompetenzen  uszust tten. 

Es ist sicherzustellen, d ss bei Ausl gerung der Funktion des GWB weder die ordnungsgemäße 

Erfüllung der gesetzlich normierten Pflichten, noch die Steuerungs- und Kontrollmöglichkeiten der 

Geschäftsleitung des Verpflichteten oder die Prüfungsrechte und Kontrollmöglichkeiten der 

Aufsichtsbehörde beeinträchtigt werden. Die schriftliche Vereinb rung zwischen dem 

Verpflichteten und dem Ausl gerungsdienstleister h t somit in Ergänzung zur RZ 43 folgende 

Punkte zu enth lten: 

- direkte Unterstellung des Dienstleisters unter die Geschäftsleitung des Verpflichteten; 

- Weisungsfreistellung des GWB gegenüber  nderen Vorgesetzten des Dienstleisters; 

- regelmäßiger Inform tions ust usch zwischen dem GWB und dem f chkundigen Mit rbeiter 

des Verpflichteten; 

- direkte Berichtspflicht des GWB  n d s Leitungsorg n des Verpflichteten. 
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4 STRATEGIEN, KONTROLLEN UND VERFAHREN 

4.1 Gesetzliche Grundl gen 

Gemäß § 23 Abs. 1 FM-GwG h ben Verpflichtete  ngemessene interne Str tegien, Kontrollen und 

Verf hren zur wirks men Minderung und Steuerung der  uf Unionsebene,  uf n tion ler Ebene 

und Unternehmensebene ermittelten Risiken von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung 

vorzusehen. Gemäß § 23 Abs. 2 FM-GwG sind diese Str tegien, Kontrollen und Verf hren in 

schriftlicher Form festzulegen und vom Leitungsorg n zu genehmigen. Sie sind l ufend 

 nzuwenden, regelmäßig bzw.  nl ssbezogen zu  ktu lisieren und  uf ihre Funktionsfähigkeit zu 

überw chen. 

Bei der Entwicklung und (regelmäßigen bzw.  nl ssbezogenen) Aktu lisierung dieser Str tegien, 

Kontrollen und Verf hren h ben die Verpflichteten den Bericht der Europäischen Kommission 

gemäß Art. 6 Abs. 1 der Richtlinie (EU) 2016/849 („Supr n tion le Risiko n lyse“), die N tion le 

Risiko n lyse (§ 3 FM-GwG) und die Risiko n lyse  uf Unternehmensebene (§ 4 FM-GwG) zu 

berücksichtigen. 

Die Anwendung von Str tegien und Verf hren ist gemäß § 24 FM-GwG nicht nur  uf 

Einzelunternehmensebene, sondern  uch innerh lb einer Gruppe iSd. § 2 Z 11 FM-GwG 

sicherzustellen. Ziel d bei ist es,  usgehend von Verpflichteten die Anwendung einheitlicher 

(Präventions)St nd rds zur Bekämpfung vonGeldwäscherei und Terrorismusfin nzierung im Sinne 

einheitlicher St nd rds zu Org nis tions-, Sorgf lts- und Inform tionspflichten innerh lb einer 

Gruppe, d.h.  uch bei  llen Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in 

Mitgliedst  ten und Drittst  ten sicherzustellen (siehe  uch RZ 59 und RZ 61). Von diesem 

Gruppenbegriff erf sst sind  lle Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen,  lle mehrheitlich im 

Besitz des Verpflichteten befindlichen Tochterunternehmen und  lle sonstigen Unternehmen, mit 

denen der Verpflichtete durch eine Beziehung im Sinne von Art. 22 der Richtlinie 2013/34/EU 

verbunden ist, soweit diese ebenf lls verpflichtet sind, Vorschriften zur Prävention von 

Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung einzuh lten. 

Sofern die in den Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in 

Drittst  ten  nwendb ren Mindest nforderungen weniger streng sind,  ls die vom FM-GwG 

vorgeschriebenen und sofern es d s jeweilige Recht des Drittst  tes zulässt, ist die Anwendung 

der n ch dem FM-GwG geltenden Anforderungen sicherzustellen. In jenen Fällen, in denen d s 

Recht des Drittl ndes dies nicht zulässt, h ben Verpflichtete die FMA d rüber in Kenntnis zu setzen 

sowie weitere risikomindernde M ßn hmen zu setzen. 
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4.2 Verhältnismäßigkeit und Ressourcen usst ttung 

Aus der Verpflichtung zur Einrichtung von Str tegien, Kontrollen und Verf hren ergibt sich unter 

 nderem  uch, d ss die Verpflichteten in einem  ngemessenen Verhältnis zu Art und Größe des 

Unternehmens sowie der jeweiligen Risikositu tion  usreichende personelle Ressourcen 

vorzusehen h ben, um die pr ktische Sicherstellung der Einh ltung der Sorgf ltspflichten und der 

n ch dem FM-GwG vorgeschriebenen weiteren M ßn hmen (z.B. Meldepflichten, 

Zus mmen rbeit mit der Geldwäschemeldestelle und der FMA etc.) zu gewährleisten. Die 

M ßn hmen h ben sich d bei dem Grunds tz der Verhältnismäßigkeit folgend, insbesondere  n 

der Größe, Org nis tionsstruktur und Gefährdungssitu tion des einzelnen Verpflichteten sowie  n 

dessen Geschäfts- und Kundenstruktur  uszurichten. 

D mit zus mmenhängend h ben Verpflichtete n ch dem FM-GwG durch  usreichend personelle 

Ressourcen sicherzustellen, d ss die  ufgrund der Risiko n lyse definierten M ßn hmen  uch 

entsprechend gesetzt und die  ufgrund der Risiko n lyse durchgeführte K librierung der 

 utom tionsunterstützten Verf hren l ufend ev luiert bzw. gegebenenf lls  d ptiert werden.22 

4.3 Allgemeiner Umf ng  n Str tegien, Kontrollen und Verf hren 

Konkrete Vorg ben zur Ausgest ltung der Str tegien, Kontrollen und Verf hren definiert der 

Gesetzgeber nicht, jedoch wird in § 23 Abs. 1 Z 1 bis 6 FM-GwG folgender (Mindest-)Umf ng 

definiert: 

- Risikokl ssifizierung  uf Kundenebene (§ 6 Abs. 5 FM-GwG); 

- Risikom n gementsysteme (§ 11 Abs. 1 Z 1 FM-GwG); 

- Sorgf ltspflichten gegenüber Kunden, worunter  uch geeignete M ßn hmen zur 

Verhinderung des Missbr uchs von neuen Produkten, Pr ktiken und Technologien beinh ltet 

sind; 

- Erst ttung von Verd chtsmeldungen; 

- Aufbew hrung von Unterl gen und die Vorkehrungen zur Einh ltung des § 23 Abs. 6 FM-GwG 

betreffend die Verpflichtung zur Prüfung der Zuverlässigkeit bei der Ausw hl der Mit rbeiter 

und vor der W hl der Aufsichtsräte in Bezug  uf deren Verbundenheit mit rechtlichen Werten. 

22 ErlRV 1335 BlgNR 25.GP 14. 
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4.4 Allgemeine Anforderungen betreffend Str tegien, Kontrollen und 

Verf hren 

- Definition und Aktu lisierung von internen Grundsätzen, wie z.B.: einheitliches Verständnis zu 

relev nten Begriffen, Zuständigkeiten, Pflichten, Ver ntwortlichkeiten und Prozessen beim 

Verpflichteten und der Gruppe; 

- Festlegung und fortl ufende Entwicklung von Prozessen und geeigneten Str tegien zur 

Verhinderung des Missbr uchs von neuen Produkten und Technologien, die insbesondere die 

Anonymität von Kunden/Geschäftsbeziehungen und Tr ns ktionen begünstigen können; 

- Festlegung und Dokument tion von Kontrollh ndlungen qu lit tiver und qu ntit tiver Art (im 

Sinne einer D rstellung sämtlicher Kontrolltätigkeiten – „Kontrollpl n“ – siehe hierzu 

D rstellung Kontrollpl n im Anh ng); 

- L ufende Überprüfung der Wirks mkeit bereits implementierter Prozesse und Kontrollen; 

- Festlegung und l ufende Aktu lisierung von  llgemeinen und spezifischen M ßn hmen; 

- Sch ffung von kl ren Berichtswegen und -pflichten, u. . welche Inh lte  n welche Adress ten 

innerh lb welcher Zeiträume berichtet werden. 

Die in den Str tegien, Kontrollen und Verf hren festgelegten Grundsätze und internen 

Vorschriften sind: 

- zwecks Dokument tion und unternehmensinterner Tr nsp renz/N chvollziehb rkeit zu 

verschriftlichen und vom Leitungsorg n zu genehmigen; 

- im Geschäftsbetrieb l ufend  nzuwenden sowie ist deren Anwendung l ufend zu ev luieren; 

-  nl ssbezogen bzw. bei Bed rf zu über rbeiten bzw. zu  ktu lisieren. 

Die Überw chung und Sicherstellung der l ufenden Anwendung der in den internen Str tegien, 

Kontrollen und Verf hren festgelegten H ndlungs nweisungen und Vorschriften h t  uf 

Einzelunternehmensebene sowie  uf Gruppenebene durch den GWB zu erfolgen. D rüber hin us 

h t eine risikob sierte un bhängige Prüfung der Str tegien, Kontrollen und Verf hren sowie deren 

l ufende Anwendung durch die interne Revision zu erfolgen. Sofern Verpflichtete zur Einrichtung 

einer internen Revision nicht verpflichtet sind und eine un bhängige Prüfung im Hinblick  uf Art 

und Umf ng der Geschäftstätigkeit erforderlich ist, h t die Prüfung durch eine un bhängige Stelle 

zu erfolgen. 
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RUNDSCHREIBEN INTERNE ORGANISATION 

4.5 Gruppenweite Anforderungen betreffend Str tegien und 

Verf hren 

4.5.1 Allgemeines 

Gemäß § 24 FM-GwG sind innerh lb der Gruppe gruppenweite Str tegien und Verf hren 

einzurichten, l ufend  nzuwenden sowie in schriftlicher Form zu dokumentieren. Der Verpflichtete 

ist für die Ausrollung gruppenweiter Str tegien und Verf hren  n Zweigstellen bzw. 

Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in Mitgliedst  ten und Drittländern 

ver ntwortlich (siehe d zu bereits Rz 52). In jenen Fällen, in denen die Zweigstelle bzw. 

Zweigniederl ssung in einem Mitgliedst  t  nsässig ist, h t diese den dortigen n tion len 

Rechtsvorschriften Folge zu leisten. In diesem Zus mmenh ng sind mögliche Unterschiede in der 

Umsetzung der 4. Geldwäsche-RL von den Verpflichteten bei Ausrollung der gruppenweiten 

Str tegien und Verf hren zu berücksichtigen. 

Ziel ist es, eine gruppenweit möglichst einheitliche Anwendung von wesentlichen relev nten 

geldwäscherechtlichen Pflichten vorzusehen, um so zu verhindern, d ss für die Zwecke der 

Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung  uf Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen oder 

Tochterunternehmen im Ausl nd mit niedrigeren St nd rds zurückgegriffen wird. 

In jenen Fällen, in denen im Drittl nd die gesetzlichen Mindest nforderungen  n die Bekämpfung 

von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung weniger streng sind  ls jene des FM-GwG, sind 

jedenf lls die Anforderungen des FM-GwG  nzuwenden, soweit dies d s Recht des Drittl ndes 

zulässt. Für den F ll, d ss n ch dem Recht des Drittl ndes die Umsetzung erforderlicher 

gruppenweiter Str tegien und Verf hren nicht zulässig ist (z.B. im Zus mmenh ng mit den 

Bestimmungen zum D tenschutz und zur Inform tionsweiterg be), h ben Verpflichtete die FMA 

d rüber zu informieren und sind bei den Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und 

Tochterunternehmen im Drittl nd entsprechende M ßn hmen zur Gegensteuerung zu setzen. In 

diesem Zus mmenh ng ist die Delegierte Verordnung zu Art. 45 Abs. 6 der 4. Geldwäsche-RL zu 

berücksichtigen. 23 

Um die Risiken für Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung  uf Gruppenebene vollumfänglich 

berücksichtigen und  dressieren zu können, sind vom Verpflichteten, der Teil einer Gruppe iSd § 2 

Z 11 FM-GwG ist, im R hmen der Erstellung der eigenen Risiko n lyse  uf Unternehmensebene 

 uch die einzelnen unternehmensspezifischen Risiko n lysen jener der Gruppe zugehörigen 

Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in Mitgliedst  ten und 

Drittst  ten zu berücksichtigen. Folglich sind zur Minimierung der gruppenweiten Risiken 

M ßn hmen (wie z.B. einheitliche gruppenweit geltende PEP-Pflichten etc.) zu definieren, die 

sowohl  uf Gruppen-  ls  uch  uf Einzelunternehmensebene  nzuwenden sind. 

23 Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 31.01.2019 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen 

P rl ments und des R tes durch technische Regulierungsst nd rds für die von Kredit- und Fin nzinstituten zur Minderung 

des Risikos von Geldwäsche und Terrorismusfin nzierung in bestimmten Drittländern mindestens zu treffenden M ßn hmen 

und Art zusätzlich zu treffender M ßn hmen (noch nicht im Amtsbl tt der EU veröffentlich) – C(2019) 646 fin l. 
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Gemäß § 23 Abs. 2 FM-GwG ist der GWB  uch für die Sicherstellung der Einh ltung der 

gruppenweiten Str tegien und Verf hren gemäß § 24 FM-GwG zuständig. Der GWB h t hierzu 

durch geeignete M ßn hmen (z.B. Stichprobenkontrollen, Vor-Ort-Besuche) die gruppenweite 

Umsetzung der Str tegien und Verf hren sicherzustellen und ist zu deren Steuerung und 

Durchsetzung  uch befugt, im R hmen der rechtlichen Möglichkeiten innerh lb der Gruppe 

Anordnungen zu erteilen. 

Zur vollumfänglichen Erfüllung seiner Aufg ben ist dem GWB – sowie  uch seinem Stellvertreter – 

ein gruppenweiter Zug ng zu  llen notwendigen Inform tionen und Dokumenten zu gewähren. 

Der Verpflichtete h t einen gruppenweiten Inform tions ust usch zwischen ihm und den 

gruppenzugehörigen Zweigstellen, Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in 

Mitgliedst  ten und Drittst  ten sicherzustellen. Zu diesen Inform tionen zählen u. . 

Kundend ten, Inform tionen über be bsichtigte oder erst ttete Verd chtsmeldungen oder 

Inform tionen über Kont kte zu Behörden. 

Der GWB h t d s Leitungsorg n des Verpflichteten über die gruppenweite Umsetzung und 

Einh ltung der Str tegien und Verf hren zur Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung tourlich sowie  nl ssbezogen schriftlich zu informieren. 

Alle seitens des Verpflichteten erl ssenen gruppenweit  nzuwendenden Str tegien und Verf hren 

zur Prävention von Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung sind schriftlich zu dokumentieren 

und den Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in Mitgliedst  ten 

und Drittländern zur Kenntnis zu bringen. Im R hmen der Auskunfts- und Vorl gepflichten sind der 

FMA  uf Verl ngen entsprechende Unterl gen in deutscher oder englischer Spr che vorzulegen. 

Die Ver ntwortung für die Umsetzung und l ufende Anwendung gruppenweiter Str tegien und 

Verf hren gemäß § 24 FM-GwG verbleibt beim Verpflichteten. Die Sicherstellung der Einh ltung 

der gruppenweiten Str tegien und Verf hren erfolgt durch den GWB. D rüber hin us h t eine 

risikob sierte un bhängige Prüfung der Str tegien, Kontrollen und Verf hren sowie deren 

l ufenden Anwendung durch die interne Revision  uf Gruppenebene zu erfolgen. Sofern 

Verpflichtete zur Einrichtung einer internen Revision nicht verpflichtet sind und eine un bhängige 

Prüfung im Hinblick  uf Art und Umf ng der Geschäftstätigkeit erforderlich ist, h t die Prüfung 

durch eine un bhängige Stelle zu erfolgen. Dies bedingt regelmäßige und  nl ssbezogene 

H ndlungen, um die Anwendung der festgelegten Str tegien und Verf hren in den Zweigstellen 

bzw. Zweigniederl ssungen und Tochterunternehmen in Mitgliedst  ten und Drittländern zu 

überprüfen. Die durchgeführten Überprüfungen und deren Ergebnisse sind entsprechend zu 

dokumentieren. Des Weiteren h ben Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und 

Tochterunternehmen hierbei in regelmäßigen Interv llen über die Umsetzung bzw. Anwendung 

der Sorgf ltspflichten sowie  nl ssbezogen  llfällige Auffälligkeiten  n den Verpflichteten 

regelmäßig schriftlich zu berichten. 

4.5.2 Berichtswesen 

Innerh lb der Gruppe sind zur Sicherstellung eines l ufenden Inform tions ust usches und zur 

Sicherstellung einer l ufenden Kontrolle Reportingprozesse bzw. kl re und einheitliche 
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Berichtslinien betreffend die Anwendung gruppenweiter Str tegien, Kontrollen und Verf hren zu 

definieren, schriftlich zu dokumentieren und  n die Gruppenmitglieder zu kommunizieren. 

Im R hmen der definierten Reportingprozesse bzw. Berichtslinien ist die Anwendung und 

Sicherstellung der in § 23 Abs. 1 FM-GwG normierten Str tegien, Kontrollen und Verf hren, sowie 

die Vorgehensweise bei gänzlicher bzw. punktueller Nichteinh ltung der Str tegien, Kontrollen 

und Verf hren in regelmäßigen Abständen beginnend  uf Einzelunternehmensebene vom dort 

 nsässigen lok len GWB  n d s lok le Leitungsorg n sowie  n den GWB zu berichten, der für die 

Einh ltung der gruppenweiten Str tegien und Verf hren gemäß § 24 FM-GwG ver ntwortlich ist. 

In weiterer Folge h t der GWB, der für die Einh ltung der gruppenweiten Str tegien und Verf hren 

gemäß § 24 FM-GwG ver ntwortlich ist,  n d s Leitungsorg n des Verpflichteten zu berichten. 

Folgende Themenschwerpunkte sind d von beispielh ft umf sst: 

- Inform tionen zum Geschäftsmodell; 

- Ergebnis sowie wesentliche Inh lte der Risiko n lyse; 

- Schulungen, Fortbildungsm ßn hmen; 

- Verf hren und M ßn hmen zur Einh ltung der Sorgf ltspflichten; 

- Setzung risikominimierender M ßn hmen inkl. Kontrollh ndlungen; 

- Reporting zu den erst tteten Verd chtsmeldungen; 

- Umsetzung und Einh ltung der gruppenweiten Str tegien, Kontrollen und Verf hren; 

- lok le gesetzliche Besonderheiten. 

4.5.3 Ev luierung 

Zur Sicherstellung der Einh ltung der gruppenweiten Str tegien und Verf hren h t der 

Verpflichtete l ufend und  nl ssbezogen die Umsetzung und Anwendung der gruppenweiten 

Str tegien und Verf hren durch die Zweigstellen bzw. Zweigniederl ssungen und 

Tochterunternehmen in Mitgliedst  ten und Drittländern zu ev luieren. Dies k nn z.B. mittels 

lok len Comp ny Visits, Conference C lls oder Workshops in Zus mmen rbeit mit den jeweiligen 

lok len GWB erfolgen. 

4.6 Schulungen 

Die Verpflichteten h ben über Verf hren zu verfügen, die sicherstellen, d ss  lle ihre Beschäftigten 

die Bestimmungen, die der Verhinderung oder der Bekämpfung der Geldwäscherei oder der 

Terrorismusfin nzierung dienen, in dem Ausm ß kennen, d s für die Erfüllung ihrer Aufg ben 

erforderlich ist. Hierzu zählen u. . die Teiln hme der zuständigen Beschäftigten  n regelmäßigen 

f cheinschlägigen Fortbildungen, mit Hilfe derer sie in die L ge versetzt werden, möglicherweise 

mit Geldwäscherei oder Terrorismusfin nzierung zus mmenhängende Tr ns ktionen oder 

ungewöhnliche Vorgänge (besser) zu erkennen und hier uf entsprechend den 

unternehmensinternen Richtlinien zu re gieren und sich in solchen Fällen richtig zu verh lten. Die 

Art der Schulung (z.B. „f ce to f ce Schulung“, EDV-b sierte Schulung etc.) bzw. der Umf ng und 
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die Interv lle sowie der Teilnehmerkreis der Schulung sind vom Verpflichteten selbst festzulegen 

und h t sich unter  nderem  n Art, Größe und Geschäftsmodell des Verpflichteten sowie  m 

Tätigkeitsbereich und der Funktion der betreffenden Mit rbeiter zu orientieren. Als 

Mindest nforderung ist sicherzustellen, d ss die im Bereich der Prävention vonGeldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung neu eingetretenen Mit rbeiter zeitn h  b Eintritt  n einer 

f cheinschlägigen Schulung teilnehmen. Die Schulungen sollten jedenf lls regelmäßig und 

 nl ssbezogen (z.B. bei Änderungen der Rechtsvorschriften etc.) durchgeführt werden. 

4.7 Zuverlässigkeit der Mit rbeiter 

Die Verpflichteten h ben bei der Ausw hl sämtlicher ihrer Beschäftigten und 

Aufsichtsr tsmitglieder sowie während  ufrechtem Arbeitsverhältnis bzw.  ufrechter 

Funktions usübung  uf deren Zuverlässigkeit in Bezug  uf deren Verbundenheit mit den 

rechtlichen Werten zu  chten, z.B. wäre jedenf lls vor Beginn des Arbeitsverhältnisses ein 

Str fregister uszug einzuholen. Des Weiteren sind die für die Verpflichteten geltenden 

Aufsichtsgesetze bei Ausw hl der Beschäftigten und Aufsichtsr tsmitglieder zu berücksichtigen. 

Werden bei  ufrechtem Beschäftigungsverhältnis zum Mit rbeiter bzw. bei  ufrechter 

Funktions usübung des Aufsichtsr tsmitgliedes  uf T ts chen beruhende Anh ltspunkte bek nnt, 

die die Zuverlässigkeit des Mit rbeiters bzw. des Aufsichtsr tsmitgliedes in Fr ge stellen (z.B. 

Einleitung von Str fverf hren, rechtskräftige Verurteilung wegen der Begehung von Str ft ten, 

beh rrliche Verletzung von geldwäscherelev nten Pflichten oder internen 

Anweisungen/Richtlinien), ist u. . der GWB  uf Einzelunternehmensebene  ls  uch  uf 

Gruppenebene über die Ver nl ssung weiterer Schritte zu informieren. 

4.8 Zentr le Kont ktstellen gemäß § 23 Abs. 7 FM-GwG 

E-Geld-Emittenten und Z hlungsdienstleister mit Sitz in einem  nderen Mitgliedst  t (im 

Folgenden: Institute), die in Österreich Tätigkeiten über Dienstleister24, etw  Agenten iSd § 4 Z 35 

Z DiG 2018, erbringen, unterliegen mit diesen Tätigkeiten gemäß § 23 Abs. 7 FM-GwG dem 

Anwendungsbereich des FM-GwG. Um die Einh ltung der Vorschriften zur Bekämpfung von 

Geldwäscherei und Terrorismusfin nzierung zu gewährleisten und die Aufsicht durch die FMA zu 

erleichtern, h ben diese Institute bei Erfüllung der Vor ussetzungen gemäß der Delegierten 

Verordnung25 zu Art. 45 Abs. 10 der 4. Geldwäsche-RL der FMA eine zentr le Kont ktstelle zu 

benennen. 

Die qu ntit tiven und qu lit tiven Vor ussetzungen, unter denen Institute eine zentr le 

Kont ktstelle zu benennen h ben, ergeben sich  us Art. 3 Abs. 1 der Delegierten Verordnung. 

24 Ausgenommen ist der reine Vertrieb und Rückt usch von E-Geld durch n türliche oder juristische Personen im N men des 

in einem  nderen Mitgliedst  t  nsässigen E-Geld-Instituts (ErlRV 1335 BlgNR 25.GP 15). Hiervon umf sst ist etw  der 

Verk uf von E-Geld-Produkten in Tr fiken oder Superm rktketten. 
25 Delegierte Verordnung (EU) 2018/1108 der Kommission vom 07. M i 2018 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 2015/849 des 

Europäischen P rl ments und des R tes durch technische Regulierungsst nd rds zur Festlegung der Kriterien für die 

Benennung zentr ler Kont ktstellen für E-Geld-Emittenten und Z hlungsdienstleister sowie ihrer Aufg ben. 
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Die zentr le Kont ktstelle soll insbesondere die Einh ltung des FM-GwG bei den Dienstleistern 

jedenf lls durch folgende M ßn hmen sicherstellen: 

- Bereitstellung der notwendigen Inform tionen über die Anforderungen des FM-GwG  n d s 

Institut, um die Entwicklung und Umsetzung von Str tegien, Kontrollen und Verf hren im 

Sinne des § 23 Abs. 2 FM-GwG zu ermöglichen; 

- Überw chung der Anwendung der vorgegeben Str tegien, Kontrollen und Verf hren sowie 

Einh ltung der Bestimmungen des FM-GwG; 

- Inform tion  n d s Institut über sämtliche Verstöße sowie sonstige relev nte Inform tionen 

über die Einh ltung der Bestimmungen des FM-GwG, insbesondere wenn diese für die 

Risiko n lyse des Institutes relev nt sind; 

- Sicherstellung der Umsetzung von M ßn hmen zur Mängelbehebung; 

- Sicherstellung der Teiln hme von Mit rbeitern der Dienstleister  n Schulungen; 

- Ansprechp rtner für die FMA und die Geldwäschemeldestelle. 

Um die Aufsicht durch die FMA zu erleichtern, h ben zentr le Kont ktstellen 

- über Zug ng zu sämtlichen relev nten Inform tionen bei den Dienstleistern zu verfügen; 

- sämtliche Anfr gen der FMA zu be ntworten und relev nte Inform tionen zur Verfügung zu 

stellen; 

- bei Bed rf  n Vor-Ort-Prüfungen durch die FMA bei Dienstleistern mitzuwirken. 
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5 ANHANG 

5.1 M teri lien 

- Leitlinien zur Beurteilung der Eignung von Mitgliedern des Leitungsorg ns und von Inh bern von 

Schlüsselfunktionen, Jänner 2012 (EBA/GL/2012/06). 

- Delegierte Verordnung (EU) der Kommission vom 31.01.2019 zur Ergänzung der Richtlinie (EU) 

2015/849 des Europäischen P rl ments und des R tes durch technische Regulierungsst nd rds für 

die von Kredit- und Fin nzinstituten zur Minderung des Risikos von Geldwäsche und 

Terrorismusfin nzierung in bestimmten Drittländern mindestens zu treffenden M ßn hmen und 

Art zusätzlich zu treffender M ßn hmen (noch nicht im Amtsbl tt der EU veröffentlich) – 

C(2019) 646 fin l. 

- Delegierte Verordnung (EU) 2018/1108 der Kommission vom 07. M i 2018 zur Ergänzung der 

Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen P rl ments und des R tes durch technische 

Regulierungsst nd rds zur Festlegung der Kriterien für die Benennung zentr ler Kont ktstellen für 

E-Geld-Emittenten und Z hlungsdienstleister sowie ihrer Aufg ben. 

- Joint ESMA  nd EBA “Guidelines on the  ssessment of the suit bility of members of the 

m n gement body  nd key function holders”, Juni 2017 (EBA/GL/2017/12). 

- Rundschreiben zur Eignungsprüfung von Geschäftsleitern, Aufsichtsr tsmitgliedern und sonstigen 

Inh bern von Schlüsselfunktionen („Fit & Proper-Rundschreiben“), August 2018. 

- Rundschreiben der FMA betreffend die org nis torischen Anforderungen des 

Wertp pier ufsichtsgesetzes 2007 im Hinblick  uf Compli nce, Risikom n gement und interne 

Revision („WAG-Org nis tionsrundschreiben“), September 2018. 

- Rundschreiben der FMA „Sorgf ltspflichten zur Prävention von Geldwäscherei und 

Terrorismusfin nzierung“, St nd 18.12.2018. 

- Rüdiger Quedenfeld, H ndbuch Bekämpfung der Geldwäsche und Wirtsch ftskrimin lität, Erich 

Schmidt Verl g, 4. Aufl ge (2017). 

- Die Deutsche Kreditwirtsch ft „Auslegungs- und Anwendungshinweise der Deutschen 

Kreditwirtsch ft zur Verhinderung von Geldwäsche, Terrorismusfin nzierung und sonstigen 

str fb ren H ndlungen (DK-Hinweise), Febru r2014. 

Anmerkung: Soweit Internetlinks in diesem Rundschreiben angegeben werden, ist dies ausschließlich 

zur Information. Die Richtigkeit der Links besteht zum Zeitpunkt der Beschlussfassung des 

Rundschreibens. 
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5.2 D rstellung Kontrollpl n 
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